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Entschließungen vom 24. Juni 2010

Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 
in Deutschland

Informationsfreiheit bei 
öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten

Die Informationsfreiheit erfasst grundsätz-
lich alle Formen und Bereiche öffentlich-
rechtlichen Handelns. Ihr Ziel ist es, Ver-
waltungsvorgänge transparenter zu ge-
stalten und den Menschen die politische 
Mitgestaltung zu erleichtern. Die Konfe-
renz der Informationsfreiheitsbeauftrag-
ten in Deutschland weist deshalb darauf 
hin, dass das Recht auf Informationszu-
gang auch gegenüber den öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten als Trägern mit-
telbarer Staatsverwaltung gilt, sofern nicht 

deren grundrechtlich geschützte journa-
listisch-redaktionelle Tätigkeit berührt ist.

Die Rundfunkfreiheit garantiert den 
Schutz vor staatlicher Kontrolle und Be-
einflussung. Eine Öffnung aller Sende-
anstalten außerhalb dieses geschützten 
Kernbereichs für die Informationsbelan-
ge der Bürgerinnen und Bürger gefährdet 
diese Freiheit nicht. Offenheit und Trans-
parenz sind keine Bedrohungen, sondern 
schaffen Vertrauen in der Bevölkerung. 
Die Geltung der Informationsfreiheits-
gesetze wird die Rundfunkanstalten da-
her in ihrem demokratischen Auftrag und 
Selbstverständnis nachhaltig stärken.

Die derzeitige Rechtslage ist aufgrund un-
terschiedlicher Landesgesetze uneinheit-

lich. Während in einigen Bundesländern die 
Anwendbarkeit des Informationsfreiheits-
gesetzes ausdrücklich festgeschrieben oder 
ausgeschlossen ist, ergibt sie sich in anderen 
Bundesländern nur aus allgemeinen Regeln. 
Einige Sendeanstalten der ARD sind zudem 
in Ländern ansässig, in denen noch immer 
kein Informationsfreiheitsgesetz gilt.

Die Konferenz der Informationsfrei-
heitsbeauftragten in Deutschland fordert 
deshalb die Schaffung ausdrücklicher 
Rechtsvorschriften, sofern nicht schon 
vorhanden, nach denen die jeweiligen In-
formationsfreiheitsgesetze auch auf die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
außerhalb der grundrechtlich garantier-
ten Rundfunkfreiheit anzuwenden sind.

Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder

Erweiterung der zentralen 
Steuerdatenbank um 

elektronische Lohnsteuer
abzugsmerkmale (ELStAM)

Erweiterung der Steuerdatenbank enthält 
große Risiken
Bundesrat und Bundestag beraten in Kür-
ze über die im Jahressteuergesetz 2010 vor-
gesehenen ergänzenden Regelungen zur Er-
weiterung der zentralen Steuerdatenbank. 
Die Datenbank soll um elektronische Lohn-
steuerabzugsmerkmale (ELStAM), wie z.B. 
sensible Angaben zu Religionszugehörig-
keit und Familienangehörigen, ergänzt 
werden. Die Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder halten es für erfor-
derlich, diese Regelungen kritisch darauf-
hin zu prüfen, ob sie datenschutzrechtlichen 
Belangen genügen und die Rechte der be-
troffenen Arbeitnehmer hinreichend wah-
ren. Folgende Punkte müssen besondere 
Beachtung finden:

�� Vorherige Information der Arbeitneh-
mer Mit der Bildung der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale ist die Ablö-
sung der Papierlohnsteuerkarte verbun-

den. Um eine transparente Verfahren-
sumstellung zu gewährleisten, müssen 
die betroffenen Arbeitnehmer vor der 
erstmaligen Anwendung über die sie je-
weils konkret betreffenden neuen Merk-
male informiert werden. Dies ermög-
licht den Arbeitnehmern, etwaige Feh-
ler in der Datenerfassung beim Bundes-
zentralamt für Steuern vor dem Datenab-
ruf durch den Arbeitgeber zu korrigieren.

�� Keine Speicherung auf Vorrat. In der zen-
tralen Datenbank sollen auch Datensätze 
zu Personen erfasst werden, die sich nicht 
in einem lohnsteuerpflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnis befinden. Die Speiche-
rung von Datensätzen auf Vorrat ist ver-
fassungsrechtlich höchst fragwürdig. Im 
Rahmen eines anlassbezogenen Vorge-
hens sollten Datensätze nur zu solchen 
Personen gespeichert werden, die tatsäch-
lich lohnsteuerpflichtig sind.

�� Verhindern des unzulässigen Datenab-
rufs. Die gespeicherten Datensätze wer-
den bundesweit ca. vier Millionen Arbeit-
gebern zur Verfügung stehen. Ein Abruf 
der elektronischen Lohnsteuerabzugs-
merkmale soll nur möglich sein, wenn 
sich der Arbeitgeber oder ein von ihm 

beauftragter Dritter authentifiziert und 
seine Steuernummer mitteilt. Das vorge-
sehene Verfahren muss jedoch gewähr-
leisten, dass nur befugte Arbeitgeber die 
Datensätze abrufen können. Ob dies tat-
sächlich erreicht wird, bleibt klärungsbe-
dürftig. Ist ein unzulässiger Datenabruf 
nicht auszuschließen, sollte der Abruf ge-
nerell nur unter Mitwirkung des betroffe-
nen Arbeitnehmers möglich sein.

�� Kein Start ohne verfahrensspezifisches 
IT-Sicherheitskonzept. Die erweiterte 
zentrale Datenbank wird sehr sensible 
steuerliche Daten von mehr als 40 Millio-
nen Arbeitnehmern enthalten. Ein hoher 
Standard hinsichtlich der Datensicherheit 
muss daher spätestens mit Inbetriebnah-
me gewährleistet sein. Dies setzt voraus, 
dass ein umfassendes und vollständiges 
verfahrensspezifisches IT-Sicherheits-
konzept vorliegt. Die Erfahrung zeigt, 
dass die Entwicklung von IT-Sicherheits-
konzepten für Datenbanken dieses Um-
fangs in zeitlicher Hinsicht einen länge-
ren Vorlauf benötigt. Die notwendigen 
Arbeiten an einem IT-Sicherheitskonzept 
müssen unbedingt vor dem Aufbau der 
Datenbank abgeschlossen sein.




